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Verordnung des Umweltministeriums  
über Zuständigkeiten auf dem Gebiet  

der Produktsicherheit und zur Änderung der 
Verordnung der Landesregierung  

über Zuständigkeiten nach dem Gesetz  
über Ordnungswidrigkeiten

Vom 13. Februar 2012

Es wird verordnet auf Grund von

1.	§ 4 Absatz 1 des Landesverwaltungsgesetzes vom 14. 
Oktober 2008 (GBl. S. 313, 314),

2.	§ 36 Absatz 2 des Gesetzes über Ordnungswidrigkei-
ten in der Fassung vom 19. Februar 1987 (BGBl. I 
S. 603) in Verbindung mit § 11 der Verordnung der 
Landesregierung über Zuständigkeiten nach dem Ge-
setz über Ordnungswidrigkeiten in der Fassung vom 2. 
Februar 1990 (GBl. S. 75), zuletzt geändert durch Arti-
kel 2 des Gesetzes vom 7. März 2006 (GBl. S. 50, 52):

Artikel 1

Verordnung des Umweltministeriums  
über Zuständigkeiten auf dem Gebiet  

der Produktsicherheit (Produktsicherheits- 
Zuständigkeitsverordnung – ProdSZuVO)

§ 1

Produktsicherheit

(1) Zuständig für den Vollzug der Abschnitte 2 bis 8 des 
Produktsicherheitsgesetzes (ProdSG) vom 8. November 
2011 (BGBl. I S. 2178, 2179) und der auf Grund von § 8 
ProdSG erlassenen Rechtsverordnungen in ihren jeweils 
geltenden Fassungen sind die Regierungspräsidien, so-
weit nichts anderes bestimmt ist. Gleiches gilt für den 
Vollzug der Verordnungen der Europäischen Gemein-
schaft oder der Europäischen Union in ihren jeweils gel-
tenden Fassungen, soweit sie Sachverhalte aus den in 
Satz 1 genannten Bereichen betreffen. 

(2) Abweichend von Absatz 1 sind zuständig 

1.	die nach § 24 Absatz 1 Satz 3 ProdSG zuständigen Be-
hörden, soweit die Bestimmungen des Produktsicher-
heitsgesetzes nach Maßgabe des § 1 Absatz 4 ProdSG 
ergänzend zu den Bestimmungen in anderen Rechts-
vorschriften angewendet werden, 

2.	die Zentralstelle der Länder für Sicherheitstechnik 
nach Maßgabe des Abkommens über die Zentralstelle 
der Länder für Sicherheitstechnik und über die Akkre-
ditierungsstelle der Länder für Meß- und Prüfstellen 
zum Vollzug des Gefahrstoffrechts in seiner jeweils 
geltenden Fassung in Verbindung mit den Zustim-
mungsgesetzen zu diesem Abkommen und seinen Än-
derungsabkommen,

7.	§ 28 Absatz 1 wird folgender Satz angefügt:

	 »Die oberste Schulaufsichtsbehörde sorgt für die 
rechtzeitige und ordnungsgemäße Durchführung der 
Wahl im Wahlausschuss nach § 26 Absatz 4.«

8.	In § 29 Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 Satz 1 wird je-
weils die Angabe »§ 27 Abs. 1 Nr. 1« durch die An-
gabe »§ 26 Abs. 4 oder § 27 Absatz 1 Nummer 1« er-
setzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkündung in 
Kraft.

stuttgart, den 20. Januar 2012

Warminski-Leitheusser

Polizeiverordnung des Innenministeriums 
zur Verhütung von Gefahren  

durch unbemannte ballonartige 
Leuchtkörper (Himmelslaternenverordnung)

Vom 24. Januar 2012

Auf Grund von § 10 Abs. 1 in Verbindung mit § 1 Abs. 1 
und § 13 Satz 1 des Polizeigesetzes in der Fassung vom 
13. Januar 1992 (GBl. S. 1) wird verordnet:

§ 1

Das Aufsteigenlassen von unbemannten ballonartigen 
Leuchtkörpern, bei denen der Auftrieb durch die von 
einer eigenen offenen Feuerquelle erwärmte Luft erzeugt 
wird und die insbesondere unter den Bezeichnungen 
»Himmelslaterne«, »Kong-Ming-Laterne«, »Sky-La-
terne«, »Skyballon«, »Glückslaterne«, »Wunschlaterne« 
oder »Fluglaterne« bekannt sind, ist verboten.

§ 2

Ordnungswidrig nach § 18 des Polizeigesetzes handelt, 
wer vorsätzlich oder fahrlässig entgegen § 1 dieser Ver-
ordnung unbemannte ballonartige Leuchtkörper aufstei-
gen lässt. Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geld-
buße bis zu 5000 Euro geahndet werden.

§ 3

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkündung in 
Kraft. 

stuttgart, den 24. Januar 2012� Gall
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